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V2627 Anfrage (Grüne/Junge Grüne) "Kahlschlag Wabern / Giessenweg - mit oder ohne 

Folgen?" 

Beantwortung; Direktion Finanzen und Verkehr 

Vorstosstext 

Im Sommer 2024 wurde am Giessenweg in Wabern ein grosses Grundstück mit Hecken und 

altem Baumbestand radikal abgeholzt. Das Grundstück befindet sich in der Bauzone an der 

Grenze zum Wald. Auch wenn es sich hier um eine Parzelle mit hoher Eignung zur Überbauung 

und Verdichtung handelt, muss die Gemeinde im Baugebiet wertvollen Baumbestand auf privaten 

Parzellen schützen. 

Zwei Jahre nach dem vermutet unrechtmässigen Kahlschlag gibt es keine neuere Information zu 

rechtlichen Folgen und politischer Aufarbeitung, weshalb mit dieser Anfrage der Gemeinderat 

gebeten wird zu folgenden Punkten Stellung zu beziehen: 

1.  Wurde dieser Kahlschlag von der Gemeinde vorgängig oder nachträglich bewilligt? Wenn ja, 

auf welcher Basis? 

2.  Wenn nein, welches waren die rechtlichen Folgen für die Eigentümer? 

3.  Sieht der Gemeinderat Handlungsbedarf, damit ähnliche gravierende Eingriffe in Zukunft ver-

mieden werden können (zB Verschärfung des Schutzes von wertvollem Baumbestand im 

Siedlungsgebiet)? 

Eingereicht 

17.08.2026 

Unterschrieben von 7 Parlamentsmitgliedern 

Christina Aebischer, David Müller, Monika Röthlisberger, Klaus von Muralt, Sara Gasser, Lukas 

Erni, Christine Müller 

Antwort des Gemeinderates 

Die Anfrage betrifft eine Angelegenheit, zu der ein Verfahren hängig ist. 

 

Nach Artikel 23 des kantonalen Gesetzes über die Information und die Medienförderung (IMG) 

wird über hängige Verfahren grundsätzlich nicht informiert. Das Gesetz formuliert auch Ausnah-

men: Eine Information erfolgt dann, wenn dafür ein besonderes öffentliches Interesse besteht, 

namentlich wenn 

a) die Mitwirkung des Publikums bei der Aufklärung einer strafbaren Handlung geboten ist, 

b) die unverzügliche Information in einem besonders schweren oder aufsehenerregenden 

Fall angezeigt ist, 

c) es zur Vermeidung oder Berichtigung falscher Meldungen oder zu Beruhigung der Be-

völkerung angezeigt ist, 

d) es der Schutz oder die Warnung der Bevölkerung erfordert. 
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Der Gemeinderat ist der Ansicht, dass die Voraussetzungen für eine Ausnahme nach Artikel 23 

IMG im vorliegenden Fall nicht gegeben sind. Aus diesem Grund werden die mit der Anfrage 

gestellten Fragen in diesem Fall nicht beantwortet. 

 

Köniz, 23.09.2026 

 

Der Gemeinderat 

 


